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A. Zielsetzung 

Auf Grund des § 17 Abs. 2 des Telekommunikationsgesetzes vom 
25. Juli 1996 (BGBl. I S. 1120) wird die Bundesregierung ermäch

-

tigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Deutschen 
Bundestages und des Bundesrates bedarf, die Universaldienst-
leistungen im Telekommunikationsbereich zu bestimmen. 

Die Rechtsverordnung präzisiert die Regelungen des Telekommu-
nikationsgesetzes und verfolgt dabei die in § 2 des Telekommuni-
kationsgesetzes genannten Ziele. 

B. Lösung 

Mit dieser Rechtsverordnung wird der gesetzliche Auftrag erfüllt. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Durch die Bestimmungen der Verordnung entstehen keine zu-
sätzlichen Kosten für den Bundeshaushalt, da die Bestimmungen 
nicht über den Rahmen hinausgehen, der durch das Telekommu-
nikationsgesetz abgesteckt ist. Länder und Gemeinden werden 
nicht mit Kosten belastet. 

2. Vollzugsaufwand 

Es entstehen keine zusätzlichen Kosten für die öffentlichen Haus-
halte. 
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E. Sonstige Kosten 

Kleinen und mittelständischen Unternehmen entstehen - im Ver-
gleich zu den Regelungen des Telekommunikationsgesetzes - 
keine zusätzlichen Kosten. Weitergehende Auswirkungen auf die 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, sind ebenfalls nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (323) - 96106 - Te 13/96 (NA 1) 

Bonn, den 21. November 1996 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene Telekommuni-
kations-Universaldienstleistungsverordnung (TUDLV) mit Begründung (Anlage 1) 
und Vorblatt. 

Federführend ist das Bundesministerium für Post und Telekommunikation. 

Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 125. Sitzung am 26. September 1996 der 
Verordnung aufgrund der Beschlußempfehlung des Ausschusses für Post und Tele-
kommunikation auf Drucksache 13/5604 zugestimmt. 

Mit Schreiben vom 27. September 1996 wurde die Verordnung dem Bundesrat mit 
der Bitte um Zustimmung gemäß Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes zugeleitet. 

Der Bundesrat stimmte in seiner 704. Sitzung am 8. November 1996 der Verord-
nung mit Änderungsmaßgaben zu (Bundesrats-Drucksache 715/96 [Beschluß], als 
Anlage 2 beigefügt). 

Das Bundeskabinett hat am 21. November 1996 beschlossen, die Änderungen des 
Bundesrates wegen ihrer klarstellenden Bedeutung unverände rt  zu übernehmen 
und die Verordnung dem Deutschen Bundestag erneut zuzuleiten. 

Ich bitte, die Zustimmung des Deutschen Bundestages gemäß § 17 Abs. 2 des Tele-
kommunikationsgesetzes herbeizuführen. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Telekommunikations-Universaldienstleistungsverordnung (TUDLV) 

Auf Grund des § 17 Abs. 2 des Telekommunika-
tionsgesetzes vom 25. Juli 1996 (BGBl. I S. 1120) ver-
ordnet die Bundesregierung: 

§1 

Universaldienstleistungen 

Als Universaldienstleistungen werden folgende 
Telekommunikationsdienstleistungen bestimmt: 

1. der Sprachtelefondienst mit ISDN-Leistungsmerk-
malen auf der Basis eines digital vermittelnden 
Netzes und von Teilnehmeranschlußleitungen mit 
einer Bandbreite von 3,1 kHz; 

2. folgende nicht lizenzpflichtige Telekommunika-
tionsdienstleistungen, die in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit dem Sprachtelefondienst stehen 

a) das Erteilen von Auskünften über Rufnummern 
von Teilnehmern im lizenzierten Bereich, soweit 
die Teilnehmerdaten zur Verfügung stehen und 
die Teilnehmer der Eintragung nicht ganz oder 
teilweise widersprochen haben, 

b) die Herausgabe von Teilnehmerverzeichnissen, 
soweit die Teilnehmerdaten zur Verfügung ste-
hen und die Teilnehmer der Eintragung nicht 
ganz oder teilweise widersprochen haben und 

c) das Bereitstellen von öffentlichen Telefonstellen; 

3. die Bereitstellung der Übertragungswege gemäß 
Anhang II der Richtlinie 92/44/EWG des Rates 
vom 5. Juni 1992 zur Einführung des offenen Netz-
zugangs bei Mietleitungen (ABI. EG Nr. L 165 vom 
19. Juni 1992 S. 27). 

§2 

Entgelte 

(1) Der Preis für die Universaldienstleistung nach 
§ 1 Nr. 1 gilt als erschwinglich, wenn er den realen 
Preis für die durchschnittliche Nachfrage eines Pri-
vathaushalts außerhalb von • Städten mit mehr als 
100 000 Einwohnern zum Zeitpunkt des 31. Dezem-
ber 1997 nach Telefondienstleistungen mit den zu 
diesem Zeitpunkt erzielten Leistungsqualitäten ein-
schließlich der Lieferfristen nicht übersteigt. 

(2) Für die Universaldienstleistungen nach § 1 Nr. 2 
gilt der jeweilige Preis als erschwinglich, der sich an 
den Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung 
(§ 3 Abs. 2 der Telekommunikations-Entgeltregulie-
rungsverordnung vom ... 1996 [BGBl. I S....1) orien-
tiert . 

(3) Für die Universaldienstleistungen nach § 1 Nr. 3 
gelten die von der Regulierungsbehörde genehmig-
ten Preise als erschwinglich. 

§3 

Inkrafttreten 

§ 1 Nr. 3 und § 2 Abs. 3 treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. Im übrigen tritt die Verordnung 
am 1. Januar 1998 in Kraft. 

Der Bundestag und der Bundesrat haben zuge-
stimmt. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Die Telekommunikations-Universaldienstleistungs-
verordnung (TUDLV) wird nach § 17 Abs. 2 des Tele-
kommunikationsgesetzes (TKG) vom 25. Juli 1996 
(BGBl. I S. 1120) erlassen. Entsprechend den gesetz-
lichen Vorgaben des § 17 Abs. 1 TKG werden in § 1 
der Rechtsverordnung die Universaldienstleistungen 
und in § 2 der erschwingliche Preis konkretisiert. 

Durch die Bestimmungen der Verordnung entstehen 
keine zusätzlichen Kosten für den Bundeshaushalt, 
die Länder oder die Gemeinden, da sie lediglich Prä-
zisierungen der bereits im TKG getroffenen Regelun-
gen darstellen und nicht über den Rahmen hinausge-
hen, der durch das TKG abgesteckt ist. Kleinen und 
mittelständischen Unternehmen entstehen - im Ver-
gleich zu den Regelungen des TKG - keine zusätz-
lichen Kosten. Weitergehende Auswirkungen auf die 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das 
Verbraucherpreisniveau, sind ebenfalls nicht zu er-
warten. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 (Universaldienstleistungen) 

In dieser Vorschrift werden die Telekommunikations-
dienstleistungen festgelegt, die Universaldienst-
leistungen im Sinne des § 18 TKG sind. 

Wesentlicher Teil des Angebotes an Universaldienst-
leistungen ist der Sprachtelefondienst, der nach § 6 
Abs. 1 Nr. 2 TKG zum lizenzierten Bereich gehört. 
Die Formulierung legt fest, daß der Sprachtelefon-
dienst auf der Basis digital vermittelnder Telekom-
munikationsnetze mit analogen Teilnehmeranschlüs-
sen und mit in diesem Zusammenhang möglichen 
ISDN-Leistungsmerkmalen als Universaldienst anzu-
bieten ist. 

Neben dem Sprachtelefondienst in dem beschriebe-
nen Umfang gehören auch die Dienstleistungen zum 
Universaldienst, die in § 1 Nr. 2 Buchstabe a bis c 
aufgeführt sind und in unmittelbarem Zusammen-
hang mit dem Sprachtelefondienst stehen. Diese 
Dienstleistungen sind bereits in der TELEKOM-
Pflichtleistungsverordnung vom 16. September 1992 
(BGBl. I S. 1614) enthalten und sollen auf diese Weise 
als Universaldienstleistungen fortgeführt werden; 
ausgenommen davon ist lediglich das Bereitstellen 
von Notrufmöglichkeiten, das im Rahmen des TKG 
neu geregelt worden ist. 

Hinsichtlich des Übertragungswegeangebotes, das 
dem Universaldienst zugeordnet wird, dient die Ver-
ordnung der Umsetzung des in Anhang II der EG-
Mietleitungsrichtlinie geforderten Angebotes. 

Zu § 2 (Entgelte) 

In Absatz 1 wird der erschwingliche Preis festgelegt, 
zu dem der Sprachtelefondienst, der als Universal-
dienstleistung festgelegt ist, höchstens anzubieten 
ist. Als erschwinglich gilt der Preis, der am Ende des 
Jahres 1997 außerhalb von Ballungsräumen berech-
net wird. Folglich ist der Preis eines Privathaushalts 
an der Peripherie eines Versorgungsgebietes als An-
knüpfungspunkt gewählt worden. Dies hängt mit der 
Annahme zusammen, daß Wettbewerb zunächst do rt 

 wirksam werden wird, wo die größeren Dichtevor-
teile eines Netzes ausgeschöpft werden können, d. h. 
in Ballungsgebieten. In Ballungsgebieten-wird daher 
wohl auch der größte Druck auf die Tarifpreise ent-
stehen. Es soll jedoch verhindert werden, daß die 
Preise an der Peripherie eines Versorgungsgebietes 
kompensatorisch erhöht werden. 

Bei den Dienstleistungen, die in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit dem Sprachtelefondienst stehen 
(Absatz 2), kommt es unter Universaldienstgesichts-
punkten primär auf das flächendeckende Angebot 
der Dienstleistung an. Deshalb wird der jewei lige 
Marktpreis, der sich an den Kosten der effizienten 
Leistungsbereitstellung orientiert, als erschwing-
licher Preis festgelegt. Hinsichtlich des Begriffs der 
Kosten der effizienten Leistungsbereitstellung ist zu-
nächst auf den bereits in § 24 Abs. 1 TKG niederge-
legten Grundsatz zu verweisen und im übrigen auf 
die auf der Grundlage des § 27 Abs. 4 TKG erlasse-
nen Entgeltregulierungsverordnung, die eine nähere 
Konkretisierung des Begriffs enthält. 

Im Gegensatz zum Sprachtelefondienst erfolgt bei 
Übertragungswegen (Absatz 3) keine Festlegung 
eines Höchstpreises, weil dem Schutzbedürfnis der 
Nutzer von Übertragungswegen, die in der Regel ge-
werbliche Nutzer sind, ausreichend dadurch Rech-
nung getragen wird, daß eine an den Kosten der effi-
zienten Leistungsbereitstellung orientierte Entgelt-
genehmigung erfolgt. 

Zu § 3 (Inkrafttreten) 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 

Beschluß des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 704. Sitzung am 8. No-
vember 1996 beschlossen, der Verordnung gemäß 
Artikel 80 Abs. 2 des Grundgesetzes mit' folgender 
Maßgabe zuzustimmen: 

1. Zu§1 Nr. 1 

In § 1 ist die Nummer 1 wie folgt zu fassen: 

1. „der Sprachtelefondienst auf der Basis eines 
digital vermittelnden Netzes und von analogen 
Teilnehmeranschlußleitungen mit einer Min-
destbandbreite von 3,1 kHz und mit - soweit 
technisch möglich - den ISDN-Leistungsmerk-
malen 

- Anklopfen, 

- Anrufweiterschaltung, 

- Einzelverbindungsnachweis, 

- Entgeltanzeige und 

- Rückfrage/Makeln." 

Begründung 

Im Interesse der Rechtsklarheit sind die in § 1 Nr. 1 
erwähnten ISDN-Leistungsmerkmale näher zu 
spezifizieren. 

Die aufgeführten ISDN-Leistungsmerkmale stel-
len die Untergrenze eines im Interesse der länd-
lichen Regionen erforderlichen Mindestangebots 
dar. 

2. Zu § 1 Nr. 2 Buchstabe a 

In § 1 Nr. 2 Buchstabe a ist der erste Halbsatz wie 
folgt zu fassen: 

„das jederzeitige Erteilen von Auskünften über 
Rufnummern einschließlich der Netzkennzahlen 
von Teilnehmern im lizenzierten Bereich und von 
Anschlußinhabern ausländischer Telefondienste". 

Begründung , 

Die zur Zeit gültige Telekom-Pflichtleistungsver-
ordnung enthält u. a. die Verpflichtung, Auskünfte 
zu jeder Zeit und auch über die Netzkennzahlen 
sowie über Anschlußinhaber ausländischer Tele-
fondienste zu geben. Diese Regelung muß im 
Interesse der Kunden beibehalten werden. 

3. Zu § 1 Nr. 2 Buchstabe b 

In § 1 Nr. 2 Buchstabe b sind die Wörter „die Her-
ausgabe" durch die Wörter „die in der Regel ein-
mal jährliche Herausgabe" zu ersetzen. 

Begründung 

Die zur Zeit noch gültige Telekom-Pflichtlei-
stungsverordnung bestimmt, daß die Teilnehmer-
verzeichnisse mindestens einmal jährlich heraus-
zugeben sind. Im Interesse der Kunden ist an die-
ser Regelung im Grundsatz festzuhalten. 

4. Zu § 1 Nr. 2 Buchstabe c 

In § 1 Nr. 2 ist Buchstabe c wie folgt zu fassen: 

„c) die flächendeckende Bereitstellung von öf-
fentlichen Telefonstellen an allgemein und 
jederzeit zugänglichen Standorten entspre-
chend dem allgemeinen Bedarf; die öffent-
lichen Telefonstellen sind in bet riebsbereitem 
Zustand zu halten. " 

Begründung 

Die Präzisierung dient der Umsetzung der Regu-
lierungsziele nach § 2 Abs. 2 Nr. 1, 3 und 6 TKG. 

Die flächendeckende Bereitstellung ist zur Wah-
rung der Interessen der Nutzer (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 
TKG) dringend erforderlich. 

Öffentliche Telefonstellen dienen zugleich der Be-
reitstellung von Notrufmöglichkeiten (§ 13 Abs. 2 
TKG). Ihre flächendeckende Verfügbarkeit ist im 
Interesse der öffentlichen Sicherheit notwendig. 

Die Verpflichtung zur flächendeckenden Bereit-
stellung unter Orientierung am allgemeinen Be-
darf bestand bereits nach § 4 Abs. 2 der Telekom-
Pflichtleistungsverordnung. 

5. Zu § 2 Abs. 1 

§ 2 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„ (1) Der Preis für die Universaldienstleistung 
nach § 1 Nr. 1 gilt als erschwinglich, wenn er den 
realen Preis der von einem Privathaushalt außer-
halb von Städten mit mehr als 100 000 Einwohnern 
zum Zeitpunkt des 31. Dezember 1997 durch-
schnittlich nachgefragten Telefondienstleistungen 
mit den zu diesem Zeitpunkt erzielten Leistungs-
qualitäten einschließlich der Lieferfristen nicht 
übersteigt." 

Begründung 

Redaktionelle Änderung. 

 






